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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Dollinger, Erhard (Bad Schwalbach), 
Weber (Heidelberg), Dr. Müller-Hermann, Biehle, Lemmrich, Ey und Genossen 
- Drucksache 7/4063 - 

betr. Umfrage bei Postbediensteten 


Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat mit 
Schreiben vom 15. Oktober 1975 - 900-1 1073-2 - die Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 


Im Aufträge des Bundesministers für das Post- und Fernmelde- 
wesen, wurden im August dieses Jahres ca. 2000 Mitarbeiter der 
Deutschen Bundespost vom Institut „Infra-Test" (München) über 
Angelegenheiten des Betriebes und der Verwaltung der Deutschen 
Bundespost befragt, wobei eine der Fragen lautete: Welche Partei 
würden Sie wählen, wenn demnächst Wahlen wären? 

1. Welchen Zweck und welches Ziel verfolgte der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen mit dieser politischen Frage? 


Die Deutsche Bundespost hat im Jahre 1975 durch das Fach- 
institut Infratest eine repräsentative Mitarbeiterbefragung 
durchführen lassen. Dazu wurde ein Fragebogen mit 109 Fragen 
entwickelt. Diesem Fragenkatalog war als Anhang ein Blatt 
mit sechs zusätzlichen Fragen zur Statistik beigefügt. Im Rahmen 
dieser sozio-demografischen Daten wurden Alter, Geschlecht, 
Familienstand, alleiniger Verdiener, Ilaushaitsgröße und Partei- 
präferenz abgefragt. 

Die Frage nach der Parteipräferenz lautete: „Wenn am nächsten 
Sonntag Bundestagswahl - in Berlin (West): Wahlen zum Ab- 
geordnetenhaus - wäre, welche Partei würden Sie dann wäh- 
len?" Neben den Antwortvorgaben CDU/CSU, SPD, FDP, KPD/ 
DKP, NPD und Sonstiges waren vorgesehen „Bin (noch) nicht 
wahlberechtigt", „Würde nicht wählen" und „Antwort verwei- 
gert". 

Alle diese statistischen Fragen gehen nicht auf den Wunsch 
der Deutschen Bundespost zurück. Sie gehören vielmehr zu den 
heute üblichen Standardfragen des statistischen Teils demosko- 
pischer Untersuchungen im gesellschaftspolitischen Raum. Sie 
stehen in keinem direkten Zusammenhang mit der Unter- 
suchung und dienen ausschließlich dem Zweck, die Antwortver- 
teilung der befragten Gruppe auf Konsistenz und Verhaltens- 
relevanz zu testen. 
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Die Frage nach der Parteipräferenz dient somit keinem politi- 
schen Zweck. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung das Stellen dieser politischen 
Frage im Rahmen einer Befragungsaktion während der Dienst- 
zeit in den Diensträumen der Deutschen Bundespost? 

Die Interviews im Rahmen von Mitarbeiterbefragungen werden 
aus organisatorischen Gründen zumeist in den Betriebsstätten 
durchgeführt, wenn dort geeignete Räume zur Verfügung 
stehen. Wo dies nicht der Fall war, wurden die Interviews aus 
Gründen der Geheimhaltung außerhalb der Dienstzeit in den 
Wohnungen der zu Befragenden vorgenommen. 

Der Zeitaufwand für die Beantwortung der sechs statistischen 
Fragen fällt angesichts des Volumens der Gesamtuntersuchung 
praktisch nicht ins Gewicht. 


3. Ist bei der Befragung sichergestellt, da die Namen der Befragten 
und ihre Antworten dem Institut bekannt sind, daß politische 
Antworten von der Verwaltung nicht verwendet werden kön- 
nen? 


Die Namen der befragten Postangehörigen sind ausschließlich 
dem mit der Durchführung der Mitarbeiterbefragung beauftrag- 
ten Institut bekannt. Die einzelnen Fragebogen enthalten kei- 
nerlei Hinweis auf die Person des Interviewten. Die völlige 
Anonymität der Befragten bei der Auswertung ihrer Antworten 
ist daher sichergestellt. 


4. Ist sichergestellt, daß aus den Antworten zu den Fragen keine 
Nachteile für die Befragten z. B. im Hinblich auf den beruflichen 
Werdegang entstehen? 


Aus den Antworten zu den Fragen können keine Nachteile für 
die Befragten entstehen, weil bei der Auswertung der Angaben 
im Fragebogen kein Zusammenhang zwischen dem einzelnen 
Befragten und dessen Antworten hergestellt werden kann. 


5. In welchen Oberpostdirektionen wurde die Befragung durch- 
geführt? 

Die Befragung wurde nicht nur bei Oberpostdirektionen durch- 
geführt. Die Stichprobe wurde vielmehr aus der Grundgesamt- 
heit aller Postangehörigen gezogen. Dazu gehören Bedienstete 

— des Bundesministeriums für das Post- und Fernmeldewesen 

— des Posttechnischen Zentralamtes 

— des Fernmeldetechnischen Zentralamtes 

— des Sozialamtes 

— der Fachhochschulen 

— der Oberpostdirektionen 

— der Ämter des Post- und Fernmeldewesens. 
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6. Nach welchen Gesichtspunkten wurden die Befragten ausge- 
wählt? 

Die Befragten wurden von Infratest nach einer repräsentativen 
Zufalls-Auswahl (at random) ausgewählt. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen Bundestag den 
Fragenkatalog vorzulegen und das Ergebnis der Befragung be- 
kanntzugeben? 

Die letzte repräsentative Mitarbeiterbefragung im Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen 
wurde 1961 durch EMNID durchgeführt. Der Fragenkatalog und 
das Ergebnis der Befragung wurden dem Deutschen Bundestag 
nicht vorgelegt. 

Der Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost befaßte sich bei 
seiner Sitzung am 29. September 1975 mit der Mitarbeiterbe- 
fragung 1975. Ihm gehören u. a. fünf Mitglieder des Deutschen 
Bundestages aus allen drei Fraktionen an. Im übrigen soll über 
das Umfrageergebnis in der „Zeitschrift für das Post- und Fern- 
meldewesen" und in der „telepost" (Zeitschrift der Deutschen 
Bundespost für das Postpersonal) berichtet werden. Hierdurch 
werden allen Interessenten innerhalb und außerhalb der Deut- 
schen Bundespost die wichtigsten Untersuchungsergebnisse be- 
kanntgegeben. 


8. Gedenkt die Bundesregierung auch in anderen Bereichen der 
öffentlichen Verwaltung bei ähnlichen Aktionen politische Fra- 
gen zu stellen? 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt beabsichtigt die Bundesregierung 
nicht, in anderen Bereichen der öffentlichen Verwaltung Mit- 
arbeiterbefragungen durchzuführen. Auf die Abfrage statisti- 
scher Daten im Rahmen von Meinungsumfragen wird aber auch 
in Zukunft nicht verzichtet werden können. 

Im konkreten Fall hat der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen das befragende Institut veranlaßt, die Ant- 
worten auf die in Rede stehende Frage in den Berichtsband nicht 
aufzunehmen. 
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